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Der Rechtsanspruch 
 

1. Was soll der Rechtsanspruch auf 

Schutz und Hilfe regeln? 

 
Frauenhauskoordinierung (FHK) setzt sich für eine 

bundesgesetzliche Regelung für einen Rechtsan-

spruch auf Schutz und Hilfe bei Gewalt ein, damit 

 

� allen gewaltbetroffenen Frauen und ihren 

Kindern bundesweit sofortiger Schutz gewähr-

leistet wird. Betroffene müssen unabhängig 

davon, aus welchen Kommunen oder Bundes-

ländern sie kommen, bundesweit Hilfeeinrich-

tungen aufsuchen und Leistungen geltend ma-

chen können. 

 

� ein niedrigschwelliger Zugang zu Schutz und 

Hilfe gewährleistet wird, das heißt unabhängig 

von Einkommen und Vermögen, Herkunftsort, 

Aufenthaltsstatus und Gesundheitszustand der 

betroffenen Frauen. Die Hilfen müssen für die 

betroffenen Frauen und ihre Kinder folglich 

ohne eigenen finanziellen Einsatz geleistet 

werden. 

 

� es flächendeckend ausgebaute spezifische 

Einrichtungen wie Frauenhäuser (FH) und 

Fachberatungsstellen (FBST) gibt, die verlässli-

che und bedarfsgerechte Leistungen anbieten 

und dabei auch besonderen Bedarfen, zum 

Beispiel bei Behinderungen, gerecht werden. 

 

- Bei der Bedarfsdeckung orientiert sich FHK an 

ihren Qualitätsempfehlungen 20141 und am 

Leitbild aus dem Bericht der Bundesregierung 

20122. 

- Bei der Qualität der Leistungen zu Schutz, 

Beratung und Unterstützung liegen die Quali-

tätsempfehlungen von FHK zur Grunde.3 

- Betroffene haben ein Wunsch- und Wahlrecht. 

- Für besonders gefährdete Frauen und deren 

Kinder sind Regelungen zu schaffen, die die 

Anonymität gewährleisten. 

                                                           
1 Leitbild Bedarfsdeckung: Siehe Qualitätsempfehlungen FHK 

2014, Seite 15; 

www.frauenhauskoordinierung.de/infothek/qualitaet/detailansi

cht-qualitaet/artikel/frauenhauskoordinierung-legt-
qualitaetsempfehlungen-fuer-frauenhaeuser-und-
fachberatungsstellen-vor.html. 

2www.frauenhauskoordinierung.de/aktuelles/view/artikel/beric

ht-der-bundesregierung-zur-situation-der-

frauenunterstuetzungseinrichtungen-1.html.  
3 Qualitätsempfehlungen für Frauenhäuser und Fachberatungs-

stellen für gewaltbetroffene Frauen.  

 
 

2. Was bringt der Rechtsanspruch  

gewaltbetroffenen Frauen und ihren 

Kindern? 

 
Ein bundesrechtlich geregelter Rechtsanspruch gibt 

gewaltbetroffenen Frauen eine Rechtsgrundlage, 

mit der sie Schutz, Beratung und Unterstützung bei 

Gewalt geltend machen und notfalls auch einkla-

gen können4. Er konkretisiert die im Grundgesetz 

verankerte allgemeine Pflicht des Staates zum 

Schutz von Leben und körperlicher Unversehrtheit.  

 

Mit dem Rechtsanspruch kommt der Staat seiner 

Verantwortung für den Schutz und für die Bekämp-

fung von Gewalt gegen Frauen nach. Zudem er-

kennt dieser Rechtsanspruch für gewaltbetroffene 

Menschen die Unrechtmäßigkeit der Gewalt an. 

Geschlechtsspezifische Gewalt wird als gesamtge-

sellschaftliches und nicht als privates Problem 

anerkannt. Die mit dem Anspruch einhergehenden 

Leistungen knüpfen an die Notlagen gewaltbe-

troffener Frauen und ihre Kinder an.  Als Trä-

ger_innen eigener Rechte (und nicht als Abhängige 

von kommunalen Hilfekapazitäten) stehen sie 

damit im Mittelpunkt der Hilfeleistung. Dabei sol-

len die gewaltbetroffenen Frauen das in den Sozi-

algesetzen verankerte Wunsch- und Wahlrecht für 

die entsprechenden Hilfeleistungen haben. 

 

- Rechtsgrundlage, mit der gewaltbetroffene 

Personen Schutz und Hilfe geltend machen 

können – statt freiwilliger staatlicher Leistun-

gen. 

- Einklagbare Leistungspflicht des Staates auf 

bestimmte Schutz- und Unterstützungsmaß-

nahmen – statt einer allgemeinen Schutz-

pflicht des Staates. 

- Bundesweit verbindliche Qualitätsanforderun-

gen an die Leistungen von FH und FBST. 

 

 

  

                                                           
4 Vergleiche hierzu Rixen: Öffentliche Sitzung des Ausschusses 

für Frauen, Gleichstellung und Emanzipation, 09.01.2013 im 

Landtag NRW. 
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3. Was bedeutet der Rechtsanspruch für 

die Träger von Frauenhäusern und 

Fachberatungsstellen? 

 
Für die Träger der Frauenhäuser und Fachbera-

tungsstellen verbessert ein Rechtsanspruch die 

Sicherheit der Finanzierung ihrer Leistungen für 

gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder unab-

hängig von der Haushaltslage in den Kommunen 

und Ländern. So erhalten die Träger mehr Pla-

nungssicherheit, sie sind nicht von freiwilligen 

staatlichen Leistungen abhängig. Zudem können 

sie beim Scheitern von Vergütungsvereinbarungen 

Schiedsstellen anrufen. 

 

Ziel ist eine Vollfinanzierung der Leistungen, sodass 

keine Eigenmittel der Träger, wie zum Beispiel 

Spenden oder Bußgelder, eingesetzt werden müs-

sen. 

 

Die Verortung des Rechtsanspruchs in den Sozial-

gesetzbüchern und deren Regelungen für die Be-

ziehung zwischen Leistungsträgern und Leistungs-

erbringern macht es zudem möglich, bundesweit 

verbindliche Qualitätsanforderungen für die Leis-

tungen in Frauenhäusern und Fachberatungsstel-

len zu befördern. 

Die Regelung im Sozialgesetzbuch verpflichtet den 

Staat zudem, den flächendeckenden Aufbau ver-

lässlicher und bedarfsgerechter Strukturen, wie 

Frauenhäuser und Fachberatungsstellen, in denen 

Schutz, Beratung und Unterstützung bei Gewalt in 

der erforderlichen Qualität gewährleistet werden, 

zu unterstützen. So kann schrittweise die Hilfe-

Infrastruktur ausgebaut werden. 

 

 

4. Warum soll der Rechtsanspruch im  

SGB XII geregelt werden? 

 
Bundesgesetzliche Regelung 

 

Eine bundesgesetzliche Regelung macht es mög-

lich, dass von Gewalt betroffene Frauen und ihre 

Kinder unabhängig von ihrem Aufenthaltsort im 

Bundesgebiet an jedem Ort in Deutschland die 

erforderliche Unterstützung, insbesondere Schutz 

in Frauenhäusern, erhalten können.  

 

Diesem Schutzbedürfnis stehen gegenwärtig zahl-

reiche Hindernisse entgegen: Zum einen erweisen 

sich Finanzierungsmodalitäten und Kostenerstat-

tungsfragen als Hürde für den Zugang zu Frauen-

häusern in anderen Kommunen.  

In vielen Kommunen fehlen nach wie vor Schutz-

einrichtungen5 oder die Infrastruktur ist überlastet. 

Frauenhäuser müssen schutzsuchende Frauen und 

ihre Kinder wegen Platzmangel abweisen. Frauen-

häuser und Fachberatungsstellen können diese auf 

Grund fehlender Personalressourcen nicht be-

darfsgerecht unterstützen. Frauen mit Behinde-

rungen finden meistens keine geeigneten Frauen-

hausplätze. 

 

Diese Hindernisse, die gewaltbetroffenen Frauen 

den Zugang zu Schutz, Beratung und Unterstützung 

erheblich beeinträchtigen, widersprechen den 

menschenrechtlichen Verpflichtungen von 

Deutschland zum Beispiel aus der Istanbul-

Konvention oder dem CEDAW-Übereinkommen. 

Zudem ist diese Lage unvereinbar mit dem ethi-

schen Selbstverständnis und dem politischen Auf-

trag von Frauenhäusern und Fachberatungsstellen. 

Diese Situation ist nicht mehr haltbar, es besteht 

dringender und schneller Handlungsbedarf.6 

 

Eigenes Bundesgesetz politisch nicht durchsetzbar 

 

Als Lösung favorisiert FHK grundsätzlich ein eige-

nes Bundesgesetz außerhalb der Sozialgesetzbü-

cher, in dem der Rechtsanspruch und die Finanzie-

rung geregelt werden sollte. Dieses ist jedoch der-

zeit politisch nicht durchsetzbar. 

 

SGB II 

 

Eine Regelung im SGB II lehnt FHK ab. Das SGB II 

richtet sich auf die Eingliederung in den Arbeits-

markt und ist ungeeignet für die Sicherung von 

Schutz und Hilfe bei Gewalt. Leistungen zum Schutz 

vor Gewalt kommen nach diesem Gesetz nur in 

Betracht, wenn diese die Eingliederung in den 

Arbeitsmarkt fördern. Weitere Bedenken bestehen 

gegen das umfangreiche Antragsverfahren, die 

Abhängigkeit der Hilfebedürftigkeit von Einkom-

men und Vermögen und schließlich die weitrei-

chenden und sanktionsbewehrten Mitwirkungs-

pflichten. 

 

SGB XII 

 

                                                           
5 Bericht der Bundesregierung zur Situation der Frauenhäuser, 

2012, Seite 75.  
6 Diskussionspapier Deutscher Verein 2010: 

www.frauenhauskoordinierung.de/infothek/finanzierung-
hilfesystem/detailansicht-finanzierung-
hilfesystem/artikel/deutscher-verein-legt-diskussionspapier-

zur-finanzierung-von-frauenhaeusern-vor.html.  
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Daher sieht FHK eine Regelung im SGB XII gegen-

wärtig als tragfähige Möglichkeit, eine zeitnahe 

und pragmatische Regelung umzusetzen. 

Seit Beginn der Bemühungen um eine rechtliche 

Absicherung der Finanzierung von Frauenhäusern 

und Fachberatungsstellen wurden Lösungen im 

Bundessozialhilfegesetz (BSHG) beziehungsweise 

seit 2005 im SGB XII kontrovers diskutiert. FHK 

sieht die Einführung einer Sonderreglung zur Siche-

rung von Schutz und Hilfe mit einem Rechtsan-

spruch auf diese Leistungen im SGB XII als einen 

ersten und wichtigen Schritt der Verantwortungs-

übernahme durch den Staat für die Sicherstellung 

von Schutz und Hilfe. 

 

Vorbehalte gegen diese Lösung sind: 

 

� Individualisierung der Gewalt: Der Rechtsan-

spruch individualisiere die Gewalterfahrungen 

von Frauen und blende die gesellschaftliche 

Verantwortung für Gewalt gegen Frauen aus 

(siehe vorheriger Absatz und Frage 2). 

 

� Mögliche Leistungsausschlüsse: Der Zugang 

zum Frauenhaus wird vor allem für Mig-

rant_innen ohne gesicherten Aufenthaltssta-

tus und Frauen mit eigenem Einkommen er-

heblich erschwert. Die Eingliederung eines 

Rechtsanspruchs in das SGB XII könnte solche 

Hindernisse auch rechtlich verankern (siehe 

Frage 8). 

 

� Verfahrensaufwand: Ausgehend von Erfahrun-

gen mit Hilfeplanverfahren könnte auch hier 

ein belastendes Bedarfsprüfungsverfahren den 

Zugang erschweren (siehe Frage 20). 

 

� Tagessatzfinanzierung als ungeeignete Finan-

zierungsart: Problematische Erfahrungen mit 

der Tagessatzfinanzierung (Grundlage SGB II) 

begründen große Vorbehalte gegen eine Sub-

jektfinanzierung (siehe Frage 11). 

 

Die von FHK vorgeschlagene Regelung im SGB XII 

hat sich intensiv mit diesen Vorbehalten befasst 

und zeigt Lösungswege auf. Grundsätzlich hat eine 

Regelung im SGB XII den Vorteil, dass diese an 

bereits bestehendes und bewährtes Recht in den 

Sozialgesetzbüchern anknüpft. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ein eigenes Bundesgesetz außerhalb der SGBs ist 

derzeit politisch nicht durchsetzbar. Alternativ 

fordert FHK eine Regelung im SGB XII. 

 

- Die Regelung im SGB XII bedeutet eine zeit-

nahe und pragmatische Lösung. 

- Der Bund ist für die SGBs insgesamt zustän-

dig. Er kann regeln und so eine bundesein-

heitliche Rechtsgrundlage schaffen. 

- Die Regelung im SGB XII knüpft an bereits 

bestehendes Recht in den SGBs an. 

 

 

5. Wer sind die Leistungsberechtigten? 
 
Leistungsberechtigte sind grundsätzlich alle Men-

schen unabhängig von Geschlecht und Alter, die 

von geschlechtsbezogener Gewalt, sexueller Ge-

walt oder Gewalt in engen sozialen Beziehungen7 

betroffen sind, sowie deren Kinder (siehe auch 

Frage 23). 

 

 

6. Was bedeuten die Begriffe  

„geschlechtsspezifische Gewalt“ und 

„Gewalt in engen sozialen  

Beziehungen“? 
 
Der Vorschlag von FHK knüpft an die Begriffsbe-

stimmungen der Europäischen Opferschutzrichtli-

nie 2012 an.  

 

Geschlechtsspezifische Gewalt ist danach  

 

„Gewalt, die sich gegen eine Person aufgrund ihres 

Geschlechts, ihrer Geschlechtsidentität oder ihres 

Ausdrucks der Geschlechtlichkeit richtet, oder die 

Personen eines bestimmten Geschlechts überpro-

portional stark betrifft…. Sie kann zu physischen, 

sexuellen, seelischen oder psychischen Schäden 

oder zu wirtschaftlichen Verlusten des Opfers füh-

ren. Geschlechtsbezogene Gewalt gilt als eine Form 

der Diskriminierung und als eine Verletzung der 

Grundrechte des Opfers und schließt Gewalt in 

engen Beziehungen, sexuelle Gewalt (einschließlich 

Vergewaltigung, sexuelle Übergriffe und sexuelle 

                                                           
7 Vergleiche Richtlinie 2012/29/EU Europäisches Parlament und 

Rat 25. 10 2012: Mindeststandards für die Rechte, die Unter-
stützung und den Schutz von Opfern von Straftaten sowie zur 
Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2001/220/JI, Erwägungs-

gründe 17 und 18. 
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Belästigung), Menschenhandel, Sklaverei und an-

dere schädliche Praktiken wie Zwangsehen, Ver-

stümmelung weiblicher Geschlechtsorgane und 

sogenannte Ehrenverbrechen ein.“ 

 

Die Gewalt in engen Beziehungen  

„…geht … von einer Person aus, die der gegenwär-

tige oder ehemalige Ehepartner oder Lebens-

partner oder ein anderes Familienmitglied des 

Opfers ist, ungeachtet des Umstands, ob der Täter 

mit dem Opfer in einer häuslichen Gemeinschaft 

gelebt hat oder nicht. Solche Gewalt kann physi-

scher, sexueller, psychischer oder wirtschaftlicher 

Art sein und zu körperlichen, mentalen oder seeli-

schen Schäden oder zu wirtschaftlichen Verlusten 

führen.“8  

 

In vielen Arbeitsbereichen wird der Begriff häusli-

che Gewalt für Gewalt in engen Beziehungen ver-

wendet. 

 

 

7. Wird Stalking im Rechtsanspruch als 

Gewaltform berücksichtigt? 

 

Ja, die Definition geschlechtsspezifischer Gewalt 

umfasst alle Handlungen, die zu körperlichen, se-

xuellen, psychischen oder wirtschaftlichen Schäden 

oder Leiden führen oder führen können, ein-

schließlich der Androhung solcher Handlungen. 

Entsprechend umfasst die Definition von Gewalt in 

engen Beziehungen alle Handlungen körperlicher, 

sexueller, psychischer oder wirtschaftlicher Gewalt 

und somit auch die typischen Gewaltformen im 

Stalking. 

 

 

8. Erhalten alle Migrant_innen dann 

Schutz und Hilfeleistungen bei Gewalt 

nach dem SGB XII?  

 

Der Vorschlag von FHK zielt auf einen Zugang für 

alle von Gewalt betroffenen Personen zu den Hilfe-

leistungen ab. 

 

Nach der geltenden Rechtslage stehen § 23 SGB XII 

und § 9 AsylbLG dieser Forderung entgegen. Davon 

sind vor allem folgende Personengruppen betrof-

fen: 

                                                           
8 Erwägungsgrund 18 der Europäischen Opferschutzrichtlinie 

2012. 

 

� EU-Ausländer_innen ohne materielles Aufent-

haltsrecht: ein Anspruch auf begrenzte Leis-

tungen kann im Einzelfall bestehen, wenn be-

sondere Umständen zur Überwindung einer 

besonderen Härte und zur Deckung einer zeit-

lich befristeten Bedarfslage vorliegen.9 

 

� Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG (Asyl-

bewerber, Ausländer mit Duldung, ausreise-

pflichtige Ausländer ohne legalen Aufenthalt): 

diese Personen haben Anspruch auf Leistun-

gen; die Gewährung von Leistungen liegt im 

Ermessen der Ausländerbehörde.10 

 

Haltung von FHK  

 

Diese Einschränkungen für Gruppen von Mig-

rant_innen sind für FHK nicht hinnehmbar.  

Sie stehen im Widerspruch zu der grundgesetzli-

chen und völkerrechtlichen Verpflichtung, insbe-

sondere aus der Istanbul-Konvention, alle gewalt-

betroffenen Personen unabhängig von ihrer Her-

kunft und ihres Aufenthaltsstatus Schutz und Hilfe 

zu gewähren. 

 

Vorschlag von FHK 

 

FHK fordert daher, dass der Rechtsanspruch auf 

Schutz und Hilfe auch diesen Personengruppen in 

vollem Umfang zusteht. Um dieser menschenrecht-

lichen Verpflichtung gerecht zu werden, sind daher 

parallel Gesetzesänderungen in § 23 SGB XII und 

                                                           
9 Gilt für folgende Personengruppen: EU-Bürger_innen ohne 

materielles Aufenthaltsrecht, die zur Arbeitssuche einreisen 
oder die als ehemalige Arbeitnehmer_innen ihr Aufenthalts-
recht aus der Schul- oder Berufsausbildung ihrer Kinder ablei-

ten, sowie ihre Angehörigen während der ersten fünf Jahre 
ihres Aufenthaltes, § 23 Absatz 3 Satz 5 SGB XII (zu Ansprüchen 

von EU-Bürger_innen und ihren Angehörigen siehe auch die 
Arbeitshilfe des Paritätischen Gesamtverbandes: Ansprüche auf 
Leistungen der Existenzsicherung für Unionsbürger/-innen, 

Stand Februar 2017 Hilfen nach dem 8. Kapitel des SGB XII nur 
zur Überwindung einer besonderen Härte bei besonderen 
Umständen im Einzelfall (Nach § 23 Abs. 3 SGB XII, geändert 

zum 23.12.2017 durch das Gesetz zur Regelung von Ansprüchen 
ausländischer Personen in der Grundsicherung für Arbeitsu-

chende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und in der 
Sozialhilfe nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch). 
10 Gilt für folgende Personengruppen: Menschen auf der Flucht, 

die unter § 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylBLG) 
fallen (Ermessensanspruch, § 6 AsylBLG). Sonstige Auslän-

der_innen ohne gefestigten Aufenthaltsstatus (Ermessensan-
spruch, § 23 Abs. 1 Satz 3 SGB XII). Hierunter fallen beispiels-

weise Staatenlose sowie Angehörige der Mitgliedstaaten des 
Europäischen Fürsorgeabkommens (da Hilfen bei sozialen 
Schwierigkeiten in besonderen Lebenslagen vom EF-Abkommen 

explizit ausgenommen sind). Insoweit haben die betroffenen 
Personen keinen Leistungsanspruch sondern nur einen An-
spruch darauf, dass die Ausländerbehörde sachlich und diskri-

minierungsfrei (ohne Ermessensfehler) entscheidet. 
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§ 9 AsylbLG notwendig. Nur so ist der Zugang für 

gewaltbetroffene Personen zu Schutz und Hilfe 

gesichert. 

 

Um diesen Schutzlücken abzuhelfen, sieht das 

Konzept von FHK eine Clearingphase im Frauen-

haus vor, in der eine schnelle Hilfe ohne keine 

vorherige Prüfung der Leistungsberechtigung statt-

findet (näheres dazu in Frage 17). Dieser nied-

rigschwellige Zugang kommt auch den oben ge-

nannten Migrant_innen ohne gesicherten Aufent-

haltsstatus zugute, die damit zumindest für die 

Dauer der Clearingphase Zugang zu Schutz, Bera-

tung und Unterstützung in der Schutzunterkunft 

erhalten. 

 

Nach der Clearingphase ist dann eine Prüfung der 

Leistungsberechtigung vorgesehen, so dass hier 

unter Umständen für Migrant_innen ohne Aufent-

haltsstatus die weitere Leistungsgewährung prob-

lematisch wird. 

 

 

9. Auf welche Leistungen besteht ein 

Rechtsanspruch? 

 
Der von FHK vorgeschlagene Rechtsanspruch um-

fasst alle notwendigen Leistungen zu Schutz, Bera-

tung und Unterstützung zur Überwindung der 

Gewalterfahrung sowie zur Entwicklung einer ge-

waltfreien Lebensperspektive. 

 

Dazu gehören Leistungen zur Krisenintervention, 

die geschützte Unterkunft für gewaltbetroffene 

Frauen und ihre Kinder, Unterstützungsangebote 

für gefährdete oder gewaltbetroffene Kinder und 

die psychosoziale Beratung. 

 

Diese Leistungen zu Schutz, Beratung und Unter-

stützung können sowohl in einer Schutzunterkunft, 

zum Beispiel einem Frauenhaus oder in einer 

Schutzeinrichtung für andere Gruppen gewaltbe-

troffener Menschen als auch in einer spezifischen 

Fachberatungsstelle (zum Beispiel Frauenbera-

tungsstelle, Frauennotruf, Interventionsstelle, 

anderer Gewaltberatungsstelle) erfolgen. Die Wahl 

einer Einrichtung richtet sich nach dem individuel-

len Bedarf der gewaltbetroffenen Person. 

 

Der Rechtsanspruch ist nicht auf eine bestimmte 

Angebotsform (zum Beispiel Leistungen in Frauen-

häusern), sondern ist auf ein umfassendes Leis-

tungsspektrum ausgerichtet. Die danach zustehen-

den Leistungen können sowohl Frauenhäuser oder 

spezifische Fachberatungsstellen erbringen. 

 

 

10. Welche Leistungen erhalten die  

Kinder? 

 
Mitbetroffene Kinder haben einen abgeleiteten 

Anspruch über die gewaltbetroffene Mutter nach 

dem SGB XII, daher keinen eigenen Rechtsan-

spruch. Sie erhalten alters- und geschlechterge-

rechte Unterstützungsangebote und Leistungen: 

 

� Beratung zur Bewältigung der Gewalterfah-

rungen,  

� Betreuungs- und Freizeitangebote, 

� regelmäßige Förderung entsprechend der 

individuellen Bedürfnisse, Erfordernisse und 

Ressourcen und 

� eine entsprechende Weitervermittlung an 

geeignete Angebote bei spezifischem Unter-

stützungsbedarf. 

 

Erhalten Kinder, die sich mit ihren Müttern im 

Frauenhaus aufhalten, bereits Leistungen der Kin-

der- und Jugendhilfe (§§ 11 bis 41 SGB VIII), sollen 

diese laufenden Leistungen nicht eingestellt wer-

den. Das breite Leistungsspektrum der Kinder- und 

Jugendhilfe darf durch den Aufenthalt im Frauen-

haus nicht abgeschnitten werden oder zu einer 

Konkurrenz von Leistungen anderer Trägern mit 

den Leistungen im Frauenhaus führen. Die Leistun-

gen der Kinder- und Jugendhilfe ergänzen vielmehr 

die Unterstützungsangebote für mitbetroffene 

Kinder in den Frauenhäusern. 

 

Für Kinder, deren Mütter in Fachberatungsstellen 

unterstützt werden, sieht FHK eine entsprechende 

altersgerechte und geschlechtsspezifische Unter-

stützung11 in den Fachberatungsstellen als unbe-

dingt erforderlich an. Auch hier ist es wichtig, dass 

Leistungen der Kinder-und Jugendhilfe diese sinn-

voll ergänzen und bestehende Hilfen nicht einge-

stellt werden. 

  

                                                           
11 Siehe Qualitätsempfehlungen FHK 2014, Seite 31. 
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Die Finanzierung des Hilfesystems 
 

11. Welche Finanzierungsart ist für die  

Finanzierung der Leistungen in Frau-

enhäusern und Fachberatungsstellen  

vorgesehen? 

 
Entscheidend ist der rechtliche Anspruch der be-

troffenen Frauen. Auf dieser Grundlage erfolgt die 

Finanzierung. 

 

Entgeltfinanzierung  

 

FHK schlägt vor, sich an die im SGB XII vorherr-

schende Form der Entgeltfinanzierung anzulehnen. 

In diesem Rahmen gibt es unterschiedliche Mög-

lichkeiten zur Entgeltberechnung (zum Beispiel 

Pauschalen, Platzpauschalen, Fachleistungsstunden 

oder Tagessätze). FHK setzt sich für die Nutzung 

von Pauschalen ein. Im Frauenhaus bieten sich hier 

Platzpauschalen an, für die Fachberatungsstellen 

eine pauschale Finanzierung der Personal- und 

Sachkosten. 

 

Tarifvergütungen und Tarifsteigerungen  

 

Das Leistungspaket umfasst auch tarifliche Vergü-

tungen sowie Tarifsteigerungen als Bestandteile 

einer wirtschaftlich kalkulierten Vergütung. Damit 

sichert die Entgeltfinanzierung auch die Refinanzie-

rung einer tarifgerechten Vergütung. Das ermög-

licht den Trägern den Beitritt zu bestehenden Ta-

rifverträgen und damit die erhebliche Verbesse-

rung der Arbeitsbedingungen für viele Mitarbei-

ter_innen in Frauenhäusern und Fachberatungs-

stellen. 

 

Leistungen für Kinder und mehrfache Belegungs-

wechsel durch Frauen und Kinder 

 

Im Leistungspaket des Frauenhauses werden die 

Leistungen für die Kinder und die Belegungen 

durch Kinder als refinanzierbare Leistungen des 

Frauenhauses mitkalkuliert. Ebenso werden mehr-

fache Belegungswechsel der Plätze durch Frauen 

und Kinder und vorübergehend abwesende Be-

wohner_innen und abwesende Kindern (freigehal-

tene Plätze gelten als belegt) in dem Paket berück-

sichtigt. 

 

Reduziertes Auslastungsrisiko des Frauenhauses 

 

Zusätzlich reduzieren niedrige Auslastungsquoten 

in den Leistungsverträgen das Auslastungsrisiko 

des Frauenhauses. Eine Empfehlung zu einer für 

das Frauenhaus angemessenen Belegungsquote,  

 
 
welche die Besonderheit der Kriseneinrichtung 

berücksichtigt, soll bereits durch die Bundesemp-

fehlung zur Umsetzung der rechtlichen Regelung 

zum Rechtsanspruch im SBG XII gegeben werden. 

 

Versorgungsschlüssel für Fachberatungsstellen 

 

Für die Fachberatungsstellen wird in den zu erstel-

len Bundesempfehlungen und in den Landesrah-

menverträgen ein entsprechender Versorgungs-

schlüssel (Personalstellen entsprechend der Ein-

wohner_innenzahl) festgehalten. FHK hat eine 

entsprechende Empfehlung zum Versorgungs-

schlüssel in den Qualitätsempfehlungen 2014 fest-

gehalten. 

 

Unabhängige Schiedsstellen  

 

Während die freiwilligen Zuwendungen an Frauen-

häuser und Fachberatungsstellen ausschließlich 

von den Entscheidungen der Länder und Kommu-

nen abhängen, eröffnet die Entgeltfinanzierung im 

SGB XII die Möglichkeit, Schiedsstellen anzurufen, 

wenn über die Vergütungsvereinbarung keine 

Einvernehmen zwischen den Trägern der Einrich-

tungen und Sozialhilfeträgern über die Vergütung 

erzielt wird. Diese entscheiden dann anstelle der 

Verhandlungspartner über die strittigen Punkte. 

 

 

12. Was sind die Vorteile der  

Entgeltfinanzierung nach SGB XII? 

 
Die Vorteile einer Entgeltfinanzierung ist, dass sie 

eine Vollfinanzierung, also eine Finanzierung aller 

Leistungen des Frauenhauses und der Fachbera-

tungsstelle ermöglicht, daher keine Eigenanteile 

der Träger vorgesehen sind und anders als bei der 

pauschalen Finanzierung durch Zuwendungen, die 

Finanzierung nicht von der Haushaltslage des Leis-

tungsträgers abhängt.  

Vielmehr ermöglicht die Entgeltfinanzierung im 

SGB XII eine Gesamtfinanzierung des vereinbarten 

Leistungspakets aus dem Leistungsvertrag, das 

Kostenrisiko für die Träger der Frauenhäuser und 

Fachberatungsstellen wird minimiert. 
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13. Warum keine Zuwendungsfinanzierung 

der Frauenhäuser und Fachberatungs-

stellen? 

 
Zuwendungen sind Geldleistungen des Staates, die 

dieser freiwillig, also ohne einen bestehenden 

Rechtsanspruch, bewilligt. Mit diesen staatlichen 

Geldleistungen soll die Erfüllung bestimmter Zwe-

cke bzw. Vorhaben des Zuwendungsempfängers 

sichergestellt werden, an denen die jeweiligen 

Zuwendungsgeber (dabei kann es sich um den 

Bund, ein Land oder eine Kommune handeln) ein 

besonderes Interesse haben. Maßstab für den 

Zuschnitt der Zuwendung ist die Haushaltslage der 

Zuwendungsgeber. Je schwieriger die Haushaltsla-

gen der örtlichen Ebene sind, desto eher ist auch 

die kontinuierliche Zuwendungsfinanzierung in 

Frage gestellt. Damit stellt die Zuwendungsfinan-

zierung keine nachhaltige und verlässliche Finan-

zierungsgrundlage dar. 

 

Bei der Zuwendungsfinanzierung handelt es häufig 

nicht um eine Vollfinanzierung. Eine Ergänzung 

durch Eigenmittel des Trägers ist vielmehr die 

Regel. Deren Bereitstellung von Eigenmitteln durch 

zum Beispiel Spenden ist für Frauenhäuser und 

Fachberatungsstellen jedoch häufig schwierig und 

mit einem hohen Einsatz an Ressourcen verbun-

den. Eine langfristige, verlässliche Finanzierung, 

unabhängig von den Haushaltslagen, ist so nicht 

gesichert. 

 

Gegen die Entscheidung des Zuwendungsgebers 

über die Höhe und die finanzierten Leistungen sind 

keine Rechtsmittel möglich. Dagegen gibt es bei 

einer Regelung im SGB XII die Möglichkeit, bei 

fehlendem Einvernehmen über die Höhe von Ver-

gütungen eine Schiedsstelle anzurufen. 

 

 

14. Wer sind die „Leistungsträger“ für die-

sen Rechtsanspruch? 

 
Da der Rechtsanspruch im SGB XII geregelt wird, ist 

der zuständige Leistungsträger grundsätzlich der 

Sozialhilfeträger und damit die Kommune. Für 

Leistungen nach dem AsylbLG ist die hiernach zu-

ständige Behörde (durch die Bundesländer unter-

schiedlich geregelt) der Leistungsträger (Sozialhil-

feträger).12 

                                                           
12 Begriff Leistungsträger: Leistungsträger sind die Kommunen, 

Landkreise oder Bundesländer, die für die Leistungen zuständig 
sind. Welcher Leistungsträger und welche seiner Behörden 
(Behörden agieren insofern als Organisationseinheiten der 

Leistungsträger erfüllen deren Aufgaben) konkret für das Ver-

15. Wie werden bundeseinheitliche  

Standards geregelt? 

 
Das Sozialhilferecht sieht sogenannte Bundesemp-

fehlungen vor, mit denen Verbände der Leistungs-

erbringer auf Bundesebene (zum Beispiel Bundes-

arbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege) 

und Verbände der Leistungsträger auf Bundesebe-

ne (zum Beispiel Bundesarbeitsgemeinschaft der 

überörtlichen Sozialhilfeträger) Empfehlungen zu 

den Inhalten der Landesrahmenverträge geben 

(vgl. § 79 Abs. 2 SGB XII). Gerade in einem Arbeits-

feld, in dem die Betroffenen ihre Herkunftsge-

meinde verlassen müssen, um sich vor Nachstel-

lungen durch Gewalttäter zu schützen, sind bun-

deseinheitliche Standards und Vorgaben wichtig, 

um sicherzustellen, dass die Art und Qualität der 

benötigten Hilfeleistungen ortsunabhängig verläss-

lich zur Verfügung steht. 

 

Eine solche Bundesempfehlung enthält auch Emp-

fehlungen zur Qualität der Leistungen und legt 

somit Standards fest. Grundlage sind für FHK die 

Qualitätsempfehlungen FHK 2014.13 

Auf der Basis der Bundesempfehlung werden dann 

in den Bundesländern Landesrahmenverträge 

erstellt, welche die Besonderheiten bestehender 

Hilfestrukturen im jeweiligen Bundesland und 

deren Konzepte berücksichtigen. Diese werden 

zwischen den Verbänden der Leistungserbringer 

(zum Beispiel Wohlfahrtsverbände) und den Ver-

bänden der Leistungsträger (Sozialhilfeträger) 

ausgehandelt. 

Dann werden auf der Grundlage der Landesrah-

menverträge die Leistungsvereinbarungen zwi-

schen den Trägern von Frauenhäusern und Fachbe-

ratungsstellen und den Leistungsträgern geschlos-

sen. 

 

 

  

                                                                                    
fahren zuständig ist, regelt das jeweilige Sozialleistungsgesetz 
oder das Landesrecht. Der zuständige Leistungsträger muss 

entsprechend der gesetzlichen Vorgaben im Einzelnen darüber 
entscheiden, welche Leistung und welchem Umfang er die 
Leistung erbringt, sowie die Aufwendungen für diese Leistungen 

übernehmen (Fahlbusch. In: Fachlexikon der sozialen Arbeit, 8. 
Auflage, 2016. Der in diesem Zusammenhang oft verwendete 

Begriff des „Kostenträgers“, greift zu kurz und sollte deshalb 
vermieden werden). 
13www.frauenhauskoordinierung.de/uploads/media/FHK_Qualit

aetsempfehlun-
gen_fuer_Frauenhaeuser_und_Fachberatungsstellen_2014_we

b.pdf.  
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16. Lässt eine gesetzliche Regelung für 

Leistungen zu Schutz, Beratung und 

Unterstützung noch Spielraum für  

eigene Konzepte? 

 

Ja, es sind weiterhin einrichtungsspezifische Kon-

zepte in Frauenhäusern und Fachberatungsstellen 

erforderlich und möglich. 

Bundesempfehlungen und Landesrahmenverträge 

setzen Eckpunkte und bewirken damit eine 

schrittweise Umsetzung des gesetzlich verankerten 

Leistungsanspruchs. Wie die konkreten Leistungen 

erbracht werden und welche Schwerpunkte das 

konkrete Frauenhaus oder die Fachberatungsstelle 

verfolgt, legt aber erst die jeweilige Einrichtung im 

Rahmen ihrer Leistungsvereinbarung fest; diese 

beruhen weiterhin auf der Grundlage des jeweili-

gen Einrichtungskonzepts und bleiben damit stets 

unterschiedlich (Siehe Frage 21). 

 

 

Die Finanzierung der Frauenhäuser 
 

17. Wie wird der Frauenhausaufenthalt  

finanziert? 

 
Für den Schutz im Frauenhaus sieht der Gesetz-

entwurf von FHK ein mehrstufiges Verfahren mit 

der Aufnahme, einer Clearingphase und der regulä-

ren Phase vor. 

 
Aufnahme in das Frauenhaus 

 

Die gewaltbetroffene Frau und ihre Kinder werden 

in das Frauenhaus aufgenommen. Die Entschei-

dung der Mitarbeiter_innen über eine Aufnahme 

erfolgt auf der Grundlage der Einschätzung der 

Gewaltbetroffenheit, des Schutz- und Hilfebedarfs 

sowie der Unterstützungsmöglichkeiten des Frau-

enhauses. Das betrifft alle schutzsuchenden Frau-

en, daher auch Migrant_innen ohne gesicherten 

Aufenthaltsstatus und sichert so den schnellen 

unbürokratischen Schutz ohne eine vorherige Prü-

fung der Leistungsberechtigung. 

 

Das Frauenhaus teilt dann dem Leistungsträger 

(Sozialamt) mit, dass und in welchem Umfang es 

schutzbedürftige Personen (alleinstehende Frauen 

oder Frauen mit Kindern)aufgenommen hat. Eine 

Nennung des Namens ist in diesem Stadium nicht 

erforderlich. Die Betroffene muss in diesem frühen 

Stadium noch keine Leistungsanträge stellen. 

 

Clearingphase 

 

Für einen bestimmten Zeitraum schließt sich die 

Clearingphase als Einstieg in den gesamten Hilfe-

prozess im Frauenhaus an. Das Ziel dieser Phase ist 

die Bedarfsfeststellung und die Klärung des weite-

ren Hilfebedarfs. In dieser Phase können die ge-

waltbetroffenen Frauen und ihre Kinder zur Ruhe 

kommen, mit den Berater_innen die nächsten 

Schritte klären und erste Maßnahmen zur Siche-

rung einer gewaltfreien Lebensperspektive planen. 

Dieses Verfahren berücksichtigt die Bedürfnisse 

der Frauen nach einer angemessenen Zeit der 

Erholung nach den Gewaltvorfällen, vermeidet 

weitere Gefährdungen und wird so den Besonder-

heiten der Unterstützung im Frauenhaus gerecht. 

 

In der Clearingphase erstellt das Frauenhaus ge-

meinsam mit der Frau einen Unterstützungsplan, 

welcher den weiteren individuellen Unterstüt-

zungsbedarf aufzeigt. Entsprechend müssen die 

Betroffenen auch in der Clearingphase noch keine 

Anträge beim Leistungsträger stellen; zudem er-

folgt keine vorherige Prüfung der Anspruchsbe-

rechtigung der Frauen auf die Leistungen geschütz-

te Unterkunft und Beratung. 

 

Wie bisher… 

 

- Existenzsicherung über Leistungsansprüche 

nach SGB II, XII, AsylblG. 

- Bereits laufende Leistungen werden weiter 

erbracht. 

 

Was sich ändert… 

 

- Bestehen keine Ansprüche nach SGB II, XII, 

AsylblG: Rechtsanspruch umfasst „Auffangleis-

tung zur Existenzsicherung im Frauenhaus“. 

- Keine Berücksichtigung von Einkommen und 

Vermögen bei den Kosten der Unterkunft und 

der Beratung. 

- Frauenhaus entscheidet über Notwendigkeit 

der Aufnahme. 

- Kein Ausschluss von Migrant_innen ohne gesi-

cherten Aufenthaltsstatus. 

- Kein vorheriger Antrag beim Leistungsträger 

- Reduzierter Arbeitsaufwand durch Wegfall der 

Bedarfsfeststellung (zu diesem Zeitpunkt). 

- Minimierung des Kostenrisikos des Trägers. 

 

Aufnahme 
im FH

Clearing-
phase

Reguläre 
Phase
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Reguläre Phase 

 

Ergibt der in der Clearingphase erstellte Unterstüt-

zungsplan, dass nach Ablauf der Clearingphase 

weiterhin Bedarf an Schutz, Beratung und Unter-

stützung im Frauenhaus besteht, übermittelt das 

Frauenhaus einen Antrag der Frau auf die benötig-

ten Leistungen an den Sozialhilfeträger. Grundlage 

für diesen Antrag ist der individuelle Hilfebedarf 

der Frau. Erst im Rahmen der Antragsstellung ist 

auch die Übermittlung personenbezogener Daten 

der gewaltbetroffenen Frau und ihrer Kinder an 

das Sozialamt erforderlich. Der Sozialhilfeträger 

prüft den Antrag und bewilligt die erforderlichen 

Leistungen im Frauenhaus. Für weiteren zusätzli-

chen Unterstützungsbedarf während der regulären 

Phase wird gegebenenfalls erneut der Bedarf im 

Zusammenwirken von Beraterin und der Frau er-

mittelt und an das Sozialamt übermittelt. 

 

Lediglich für die Existenzsicherung sind bereits in 

der Clearingphase Anträge über die Leistungsan-

sprüche (SGB II, XII, AsylBLG etc.) durch die Frauen 

erforderlich. Für Frauen ohne Leistungsansprüche 

sieht der Entwurf von FHK im SGB XII eine Auf-

fangregelung vor, mit der die Existenzsicherung für 

diese Frauen und ihre Kinder während der Clea-

ringphase gesichert werden kann. 

 

Wie bisher… 

 

- Antrag auf weitere Leistungen zu Schutz und 

Hilfe beim Sozialhilfeträger. 

- Sozialhilfeträger prüft und bewilligt die Leis-

tungen. 

- Berücksichtigung von Einkommen und Vermö-

gen bei Kosten der Unterkunft und existenzsi-

chernden Leistungen nach SGB II, XII, AsylblG. 

- Migrant_innen ohne gesicherten Aufenthalt: 

rechtliche Einschränkungen bei Hilfeleistungen 

(insb. § 23 SGB XII und § 9 AsylbLG). 

 

 

18. Wie werden die Vorhaltekosten von 

Frauenhäusern gesichert? 

 
Die Vorhaltekosten der Frauenhäuser umfassen 

eine Grundausstattung an Personal (Bera-

ter_innen), Personalkosten für Nacht- und Wo-

chenendbereitschaften, die Personalkosten für 

Leitung, Verwaltung, Hauswirtschaft, die Kosten 

der Verwaltung, die Gebäudekosten, Sachkosten, 

aber auch die Präventionsarbeit und die Öffent-

lichkeitsarbeit. Somit ist die Refinanzierung des 

Frauenhauses unabhängig von der tatsächlichen 

Belegung gesichert. 

 

Die Kalkulation der Vorhaltekosten wird mit in das 

gesamte Leistungspaket eines Frauenhauses einge-

rechnet und über die Entgelte nach dem SGB XII 

finanziert. 

 

 

19. Werden Einkommen und Vermögen 

der Leistungsberechtigten im  

Frauenhaus berücksichtigt? 

 
Um schnell und sicher Schutz, Beratung und Unter-

stützung zu gewährleisten, verzichtet der Vor-

schlag von FHK in der Clearing-Phase auf eine Prü-

fung, ob und in welcher Höhe die Leistungsberech-

tigten über eigenes Einkommen und Vermögen 

verfügen. Das umfasst die Beratungs- und Betreu-

ungsleistungen im Frauenhaus und in der Fachbe-

ratungsstelle, aber auch die Kosten der Unterkunft 

im Frauenhaus. 

 

Auch in der regulären Phase gilt das uneinge-

schränkt für alle Beratungs- und Betreuungsleis-

tungen im Frauenhaus und in der Fachberatungs-

stelle. 

 

Für die Kosten der Unterkunft werden in der regu-

lären Phase Einkommen und Vermögen jedoch 

grundsätzlich berücksichtigt. Die vom Sozialhilfe-

recht vorgesehene Heranziehung leistungsfähiger 

Angehöriger hat aber zu unterbleiben, wenn dies 

den Hilfeprozess gefährden würde. Unterhalts-

pflichtige Ehemänner/Ehefrauen oder andere An-

gehörige werden deshalb nicht in Anspruch ge-

nommen, wenn dies den Hilfeprozess gefährdet 

oder der Aufenthaltsort der Frau preisgegeben 

wird. 

 

Für Leistungen zur Existenzsicherung nach SGB II, 

XII, AsylBLG werden in der regulären Phase das 

Einkommen und das Vermögen wie bisher berück-

sichtigt. 
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20. Wie sieht das von FHK favorisierte 

Verwaltungsverfahren aus? 

 
FHK sieht in ihrem Vorschlag ein Verwaltungsver-

fahren vor, welches sich deutlich von der bisheri-

gen, häufig administrativen Denkweise unterschei-

det und stattdessen eine zum Arbeitsfeld passende 

Vorgehensweise vorsieht. Der Vorschlag von FHK 

zur Regelung sieht in der Clearingphase im Frauen-

haus eine Bedarfsfeststellung durch das Frauen-

haus bei der Entscheidung über die Aufnahme 

einer hilfesuchenden Frau und ihrer Kinder vor. 

 

Vertrauensprinzip 

 

Eine solche Vorgehensweise beruht auf dem sog. 

Vertrauensprinzip und wird im Sozialrecht bereits 

praktiziert. Es ermöglicht dem Leistungsträger, 

komplexe Bedarfsfeststellungen und deren Fest-

stellung in einem vertraulichen Rahmen an ent-

sprechend qualifizierte Leistungserbringer zu dele-

gieren.14 Notwendige Absicherungen der Leistungs-

träger gegen eine ausufernde Ausnutzung dieser 

Befugnis legen die Leistungsträger dann im Ver-

hältnis zu den Leistungserbringern fest ohne die 

Leistungsberechtigten damit zu belasten. 

 

FHK setzt sich des Weiteren dafür ein, dass auf der 

Grundlage des Vertrauensprinzips kein Gesamt-

planverfahren durchgeführt werden muss und 

keine Leistungsabsprachen oder Zielvereinbarun-

gen mit dem Sozialhilfeträger abgeschlossen wer-

den müssen. 

 

Für die Etablierung dieser veränderten Praxis emp-

fiehlt FHK entsprechende Modellprojekte, die von 

der Bundesregierung initiiert werden sollten. In 

den Projekten sollte die praktische Umsetzung der 

Regelungen und das veränderte Verwaltungsver-

fahren erprobt werden. Von den Erfahrungen 

könnten dann die Leistungsträger, aber auch die 

Frauenhäuser und Fachberatungsstellen profitie-

ren. Diese Modellprojekte müssen evaluiert wer-

den. 

 

 

                                                           
14 Zum Beispiel Befugnis der Ärzte zur Diagnosestellung und 

Verordnung nach dem SGB V. 

21. Wie gestalten sich die  

Vertragsbeziehungen der  

Frauenhäuser zum Sozialhilfeträger? 

 
Für die Umsetzung des Rechtsanspruchs und als 

Grundlage ihrer refinanzierten Leistungserbringung 

schließen die Träger der Frauenhäuser Leistungs-

vereinbarungen mit dem Sozialhilfeträger ab. Die 

Leistungsvereinbarungen regeln, welche konkreten 

Leistungen erbracht werden, wie deren Qualität 

gesichert wird und die Einzelheiten der Vergütung. 

Es sind dabei die Vorgaben des Landesrahmenver-

trages zu beachten, der bestimmte Modalitäten 

der Leistungen bereits in Eckpunkten regelt und 

damit die Leistungserbringer entlastet (vgl. Frage 

16). 

Der Inhalte der Leistungsvereinbarung richtet sich 

nach dem konkreten Konzept des Frauenhauses. 

Gleiches gilt auch für die Träger von Fachbera-

tungsstellen. 

 

 

22. Wie werden die Kosten der Leistungen 

zur Existenzsicherung während des 

Frauenhausaufenthaltes realisiert? 

 
Während der Clearingphase im Frauenhaus erhal-

ten gewaltbetroffene Frauen und deren Kinder bei 

entsprechendem Hilfebedarf existenzsichernde 

Leistungen. Diese werden wie bisher über bereits 

bestehende Ansprüche nach dem SGB II, dem SGB 

XII oder dem AsylbLG beantragt. 

 

Für Frauen und ihre Kinder ohne Ansprüche auf 

existenzsichernden Leistungen greift eine weitge-

fasste, allgemeine „Auffangregelung zur Existenzsi-

cherung im Frauenhaus“ im SGB XII. Diese ist im 

Regelungsentwurf von FHK im SGB XII enthalten. 

 

  



Frauenhauskoordinierung e.V. – FAQs zum Rechtsanspruch auf Schutz und Hilfe bei Gewalt 

 

 

12 

Weitere Fragen zum Frauenhaus 
 

23. Müssen Frauenhäuser auch  

gewaltbetroffene Männer aufnehmen? 
 
Nein. Der Regelungsvorschlag von FHK im SGB XII 

sieht zwar einen Anspruch für alle gewaltbetroffe-

nen Menschen vor. Somit haben auch Männer 

Anspruch auf Schutz, Beratung und Unterstützung, 

wenn sie sich in einer entsprechenden Notlage 

befinden. Aber die Leistungserbringung für andere 

gewaltbetroffene Menschen, wie zum Beispiel 

Männern, muss durch Träger mit geschlechtsspezi-

fischen Angeboten für diese Zielgruppe erfolgen, 

damit auch deren Rechtsanspruch auf Schutz und 

Hilfe umgesetzt werden kann. 

 

In den Bundesempfehlungen und den Landesrah-

menverträgen muss geregelt werden, dass für 

Betroffene geschlechtsspezifischer Gewalt ent-

sprechende geschlechtsspezifische Hilfeleistungen 

vorzuhalten sind. 

 

Frauenhäuser sind neben den Fachberatungsstel-

len ein Baustein des Hilfesystems zum Schutz vor 

Gewalt, der auf die Zielgruppe gewaltbetroffene 

Frauen und ihre Kinder zugeschnitten ist. In dem 

jeweiligen Konzept eines Frauenhauses sind die 

Zielgruppe15 sowie die Leistungen zu Schutz, Bera-

tung und Unterstützung beschrieben.  

Damit gibt es keine Verpflichtung von Frauenhäu-

sern gewaltbetroffene Männer aufzunehmen, das 

würde den spezifischen Hilfen für gewaltbetroffene 

Frauen und dem Schutzcharakter der Frauenhäuser 

widersprechen. 

 

 

                                                           
15 Zielgruppe der Frauenhäuser sind gewaltbetroffene Frauen 

und ihre Kinder. Vergleiche Qualitätsempfehlungen für Frauen-
häuser und Fachberatungsstellen für gewaltbetroffene Frauen, 

FHK 2014: 

http://www.frauenhauskoordinierung.de/infothek/qualitaet/de
tailansicht-qualitaet/artikel/frauenhauskoordinierung-legt-

qualitaetsempfehlungen-fuer-frauenhaeuser-und-
fachberatungsstellen-vor.html 

Einige Frauenhäuser bieten auch für intersexuelle Menschen 

und Transpersonen Schutz und Hilfe. 

 
 

24. Kann sich eine gewaltbetroffene Frau, 

welche wegen eines Verstoßes gegen 

die Hausordnung aus dem Frauenhaus 

verwiesen wurde, wieder in das  

Frauenhaus einklagen? 
 

Nein. Zwischen dem Frauenhaus und der gewaltbe-

troffenen Frau besteht ein privatrechtlicher Ver-

trag über die Hilfen im Frauenhaus, die Hausord-

nung ist Bestandteil dieses Vertrages. Das Frauen-

haus hat das Recht, seine Hausordnung durchzu-

setzen. 

 
Eine solche Vertragskündigung berührt nicht den 

hier geforderten sozialrechtlichen Rechtsanspruch 

der Frau auf Schutz und Hilfe. Dieser Rechtsan-

spruch richtet sich nämlich gegen den Leistungs-

träger (zum Beispiel die Kommune), von dem die 

Betroffenen angemessene Schutzleistungen ein-

klagen können. 

 

 

25. Welche Auswirkungen hat die  

Rückkehr der Frau aus dem Frauen-

haus in die gewaltgeprägte Beziehung 

auf ihren Rechtsanspruch auf Schutz 

und Hilfe? 

 
Keine. Die Rückkehr in die gewaltgeprägte Bezie-

hung führt nicht zum Ausschluss weiterer Hilfen. 

Hier kann auf eine langjährige Praxis der Woh-

nungslosenhilfe (Anspruchsgrundlage § 68 SGB XII) 

zurückgegriffen werden, die sich auf die hier rele-

vanten Sachverhalte übertragen lässt. 
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Die Fachberatungsstellen 
 

26. Wie wirkt sich der Rechtsanspruch auf 

Schutz und Hilfe auf Fachberatungs-

stellen aus? 

 

Mit dem Rechtsanspruch gewaltbetroffener Frauen 

und daraus folgenden Verpflichtungen des Staates 

ein ausdifferenziertes und bedarfsgerechtes Hilfe-

system vorzuhalten, auszubauen und zu finanzie-

ren, gibt es dann erstmals eine gesetzliche Grund-

lage für die Finanzierung der Leistungen auch in 

den Fachberatungsstellen. 

 

Beratung in Fachberatungsstellen 

 

Der Rechtsanspruch gewährleistet eine Beratung 

für gewaltbetroffene Menschen in Fachberatungs-

stellen, die explizit ein Beratungsangebot bei ge-

schlechtsspezifischer, häuslicher und sexualisierter 

Gewalt vorhalten (Fachberatungsstellen16). Fach-

beratungsstellen ermöglichen für gewaltbetroffene 

Frauen einen niedrigschwelligen und bei Bedarf 

anonymen Zugang zu Unterstützungsleistungen. 

 

Breites Themenspektrum und Leistungsangebot 

 

Die Fachberatungsstellen decken ein breites The-

menspektrum zu Gewalt, zum Beispiel zu sexuali-

sierter Gewalt, Menschenhandel, Stalking, Zwangs-

verheiratung, Genitalverstümmlung, Partnergewalt 

und zu weiteren Gewalterfahrungen ab. Sie erbrin-

gen Leistungen zum Schutz vor Gewalt, insbeson-

dere zur Beratung aber auch zur Unterstützung zur 

Überwindung der Gewalterfahrung und zur Ent-

wicklung einer gewaltfreien Lebensperspektive. 

 

Diese Leistungen sind unter anderem: Kriseninter-

vention, mittel- und langfristige Beratung, psycho-

soziale Prozessbegleitung, rechtliche Unterstüt-

zung, Gruppenangebote, Begleitung, psychothera-

peutische Angebote, Beratung bei Trennung und 

Scheidung, Erstberatung und Versorgung nach 

Vergewaltigung, Unterstützungsangebote für ge-

fährdete oder gewaltbetroffene Kinder. Zur Sicher-

stellung eines niedrigschwelligen Zugangs zur Bera-

tung zu Gewalt werden weitere Angebote wie zum 

Beispiel Gesundheitsberatung in den Fachbera-

tungsstellen geleistet. 

 

                                                           
16 Fachberatungsstellen Qualitätsempfehlungen FHK 2014, Seite 

8 bis 13. 

 
 
Qualitätsanforderungen und Versorgungsschlüssel  

 

In den zu erstellenden Bundesempfehlungen zur 

Umsetzung des Rechtsanspruchs im SGB XII und 

den Landesrahmenverträgen werden qualitative 

Anforderungen an die Leistungen und ein entspre-

chender Versorgungsschlüssel (Personalstellen 

entsprechend der Einwohner_innenzahl) festgehal-

ten.  

 

FHK hat eine entsprechende Empfehlung zum Ver-

sorgungsschlüssel17 in den Qualitätsempfehlungen 

2014 festgehalten. Auf dieser Grundlage können 

die Träger der Fachberatungsstellen dann entspre-

chende Leistungsverträge mit den Leistungsträgern 

(Sozialämter) abschließen. 

 

Entgeltfinanzierung nach SGB XII als Pauschale 

 

Die Finanzierung erfolgt wie bei den Frauenhäu-

sern als Entgeltfinanzierung im SGB XII.  

Die Finanzierungsart muss einen niedrigschwelli-

gen Zugang und Anonymität der Leistungsempfän-

ger gewährleisten.  

 

Daher setzt sich FHK für eine pauschale Förderung 

der gesamten Personal- und Sachkosten, die für die 

Leistungen in der Fachberatungsstelle erforderlich 

sind, ein. Hier können gute Erfahrungen aus der 

pauschalen Finanzierung der Schwangerenbera-

tungsstellen als Beispiel herangezogen werden. 

 

Datenübermittlung und Anonymität  

 

In dem von FHK skizzierten Vorschlag werden an 

den Leistungsträger (Sozialamt) keine personenbe-

zogenen Daten übermittelt. Gewaltbetroffene 

Frauen können so ohne Probleme die Unterstüt-

zungsleistungen anonym nutzen. 

 

Vollfinanzierung für das Leistungspaket der Fach-

beratungsstellen 

 

Durch die Entgeltfinanzierung auf der Grundlage 

des Rechtsanspruchs im SGB XII ist die Finanzie-

rung des gesamten Leistungspaketes der jeweiligen 

Fachberatungsstelle gesichert, Eigenmittel der 

Träger zum Betrieb der Fachberatungsstelle sind 

dann nicht erforderlich und somit sind eine Vollfi-

nanzierung und eine nachhaltige Finanzierung 

gesichert. 

                                                           
17 Qualitätsempfehlungen FHK 2014, Seite 18 im Zusammen-

hang mit Seite 28. 
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Die Rechte der anspruchsberechtigten Frauen 
 

27. Kann der Leistungsträger eine Frau in 

ein bestimmtes Frauenhaus oder eine 

Fachberatungsstelle zuweisen?  

Was bedeutet ein Wunsch- und Wahl-

recht?  
 
Nein. Nach § 9 Abs. 1 SGB XII besteht ein Wunsch- 

und Wahlrecht für die gewaltbetroffenen Frauen 

als Leistungsberechtige. Allerdings hängt die prak-

tische Umsetzung der Auswahlmöglichkeit wesent-

lich davon ab, dass tatsächlich eine vielseitige Inf-

rastruktur gibt.  

Außerdem stellt das Wunsch- und Wahlrecht ins-

besondere sicher, dass die Leistungsberechtigten 

nicht auf die nächstgelegenen Einrichtungen ver-

wiesen werden können, wenn sie dort zum Beispiel 

eine leichtere Entdeckung ihres Aufenthalts be-

fürchten. 

 

 

28. Wie werden personenbezogene Daten 

besonders gefährdeter Frauen  

behandelt? 

 
Mitarbeitende der Frauenhäuser und Fachbera-

tungsstellen erheben personenbezogene18 und 

sogenannte sensible19 Daten von gewaltbetroffe-

nen Frauen und deren Kindern, für die generell alle 

erforderlichen technischen und organisatorischen 

Maßnahmen getroffen werden, um sie vor unbe-

fugtem Zugriff und Verlust zu schützen (zum Bei-

spiel Absicherung in der EDV, Passwortschutz, 

Regelung der Zugriffsrechte).20 

 

Um den Schutz besonders gefährdeter Frauen oder 

anderen besonders schutzwürdigen Interessen 

besser gewährleisten zu können, sieht der Vor-

schlag von FHK vor, diese leistungsberechtigte 

Person im Rahmen des Unterstützungsplans des 

Frauenhauses unter einem Pseudonym (Alias) zu 

führen. Durch das Pseudonymisieren der Daten soll 

die Bestimmung der besonders gefährdeten Frau 

durch Unberechtigte ausgeschlossen oder wesent-

                                                           
18 Einzelangaben über persönliche und/oder sachliche Verhält-

nisse (§ 3 I BDSG). 

19 Besondere Arten personenbezogener Daten: Angaben über 

rassische, ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse 

oder philosophische Überzeugungen, Gewerkschaftszugehörig-
keit, Gesundheit oder Sexualleben, vergleiche § 3 IX BDSG. 
20 Vergleiche § 9 BDSG. 

lich erschwert werden.21 Erfahrungen mit einem 

solchen Vorgehen liegen bereits in anderen Berei-

chen vor (zum Beispiel vertrauliche Geburt). 

 
Durch die Fachberatungsstellen werden an den 

Leistungsträger (Sozialamt) keine personenbezo-

genen Daten übermittelt. Gewaltbetroffene Frauen 

können so ohne Probleme die Unterstützungsleis-

tungen anonym nutzen. 

 

 

Ihre Ansprechpartnerin für Fragen 

Heike Herold, herold@frauenhauskoordinierung.de  

 

 

Frauenhauskoordinierung 

Berlin, Oktober 2017 

                                                           
21 Pseudonymisieren: Der Name und andere Identifikations-

merkmale der Person werden durch ein Kennzeichen ersetzt. 

Vergleiche § 3 VI a BDSG. 


